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Sehr geehrte Damen und Herren, 

ergänzend zu den bereits übersandten Unterlagen und der anwaltlichen Stellungnahme reiche ich hiermit 
meine persönliche Schadenmeldung ein. 

1. Haftungsrelevanter Sachverhalt 

Gegen mich wurden durch einen Mitgesellschafter wiederholt schwerwiegende Vorwürfe erhoben, 
insbesondere der Untreue, der angeblich unrechtmäßigen Auszahlung von Geschäftsführergehältern sowie 
einer vermeintlich unzulässigen privaten Nutzung von Gesellschaftsfahrzeugen. Diese Behauptungen betrafen 
unmittelbar meine Tätigkeit als Geschäftsführer der eWoolution GmbH und stellten meine ordnungsgemäße 
Geschäftsführung in Frage. 

Ein hieraus resultierender Vermögensschaden für die Gesellschaft wurde in den Raum gestellt und teilweise 
grob beziffert. Die Vorwürfe waren daher geeignet, Schadenersatz- oder Regressansprüche gegen mich als 
Organ zu begründen. Parallel wurde eine Strafanzeige gestellt, was den Druck weiter erhöhte und die 
haftungsrechtliche Dimension zusätzlich unterstrich. 

2. Reputations- und Vermögensrelevanz 

Die Vorwürfe wurden gezielt gegenüber Investoren kommuniziert. Dies erfolgte in einer laufenden und im 
Abschluss befindlichen Finanzierungsphase des Unternehmens. Mehrere Investoren signalisierten, ihre 
Beteiligungsentscheidung im Umfang von insgesamt über 300.000 Euro zu überdenken. 

Die erhobenen Anschuldigungen waren damit geeignet, einen erheblichen Vermögensschaden im 
Unternehmen auszulösen. Ein solcher Schaden hätte wiederum die Grundlage für mögliche 
Haftpflichtansprüche gegen mich in meiner Organstellung bilden können. Die reputationsbezogenen 
Auswirkungen standen somit in unmittelbarem Zusammenhang mit einem potentiellen Haftpflichtfall. 

3. Ergriffene rechtliche Maßnahmen 

Zur unverzüglichen Abwehr der erhobenen Vorwürfe wurde eine einstweilige Verfügung beantragt und erwirkt. 
Angesichts der fortgesetzten Verbreitung der Behauptungen und der gerichtlichen Systematik war im Anschluss 
die Einleitung des Hauptsacheverfahrens erforderlich, um die Wirksamkeit der einstweiligen Verfügung 
aufrechtzuerhalten und weitere haftungsrelevante Schäden zu verhindern. 

Die gerichtlichen Schritte dienten ausschließlich der Abwehr der gegen mich erhobenen Vorwürfe. Es handelte 
sich nicht um eine eigenständige Rechtsverfolgung, sondern um eine notwendige Maßnahme zur Abwehr eines 
potentiellen Haftpflichtfalls. 



 

4. Ergebnis und Kosten 

Das gerichtliche Verfahren ist inzwischen abgeschlossen. Die im Zusammenhang mit der Abwehr entstandenen 
Kosten liegen vollständig vor. 

5. Anzeige des Versicherungsfalls 

Zum Zeitpunkt der erstmaligen Auseinandersetzung stand die unmittelbare Abwehr der ehrverletzenden und 
wirtschaftlich schädigenden Vorwürfe im Vordergrund. Die haftungsrechtliche Einordnung als Versicherungsfall 
im Sinne der D&O konkretisierte sich erst im weiteren Verlauf. Eine vorsätzliche oder grob fahrlässige 
Verletzung der Anzeigepflicht lag nicht vor. Ein Nachteil für den Versicherer ist nicht ersichtlich. 

Ich bitte um Weiterleitung an die Schadenabteilung der R+V und Prüfung der Eintrittspflicht. 

 

Andreas Dezelski 

 


